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Jahresbericht des Vorstandes der ICJ-CH für das 34. Geschäftsjahr 2025 

vom Vorstand zu Handen der Generalversammlung verabschiedet 
 
1.  Personelles 
 

a) Vorstand 

Federica De Rossa trat aus dem Vorstand zurück, dem sie seit 2010 angehört hatte. An der 
Generalversammlung vom 31. Oktober wurde Sonia Giamboni, Richterin am Appellationsgericht 
des Kantons Tessin, neu in den Vorstand gewählt. Damit ist die italienische Schweiz weiterhin 
im Vorstand vertreten. Im Übrigen blieb die Zusammensetzung des Vorstands unverändert, 
wobei Patricia Egli, Pascal Mahon und Daniel Moeckli für eine weitere dreijährige Periode wie-
dergewählt wurden.  

b) Arbeitsausschuss 

Marco Sassòli trat auf anfangs 2025 in den Arbeitsausschuss ein, dessen personelle Zusam-
mensetzung sich im Übrigen nicht veränderte.  

c) Sekretariat 

Rosa Knöpfel, KnoeAG, Herisau, betreute das Sekretariat. 
 
 
2.  Vorstands- und Ausschusstätigkeit 
 
Der Vorstand traf sich am 13. März in Bern zu einer Präsenz-Sitzung und am 14. Mai zu einer 
Online-Sitzung. Daneben fasste er mehrere einstimmige Beschlüsse im Zirkulationsverfahren.  
 
Der Arbeitsausschuss hielt am 17. und 24. April, 22. und 28. Mai, 17. Juni, 1. Juli und 18. 
Dezember Online-Sitzungen ab. Auch er traf mehrere einstimmige Entscheidungen auf dem 
Zirkulationsweg. 
 
 
3.  Generalversammlung 
 
Die Generalversammlung fand am 31. Oktober im Anschluss an die Jahrestagung im Kultur- 
und Kongresshaus Aarau statt. Die Versammlung genehmigte – immer einstimmig – das Pro-
tokoll der 32. Ordentlichen Generalversammlung vom 10. April 2024, nahm den Jahresbericht 
2024 des Vorstandes und die revidierte Jahresrechnung 2024 ab, entlastete den Vorstand für 
das Geschäftsjahr 2024, verabschiedete Federica De Rossa als Vorstandsmitglied und nahm die 
Wahlen vor (s. Ziff. 1.a; Wiederwahl der Vorstandsmitglieder Patricia Egli, Pascal Mahon und 
Daniel Moeckli, Wahl von Sonia Giamboni, Wiederwahl der Revisionsstelle Pemag Revisions AG 
(neu: zehnder Revisions AG), Lenzburg.  
 



 

2 
 

Da es in den letzten Jahren – insbesondere wegen Durchführung der Jahrestagung im Herbst - 
nicht immer möglich war, die Generalversammlung innerhalb von sechs Monaten nach Ab-
schluss des Geschäftsjahres abzuhalten, wurden Art. 7 und 8 der Statuten dahingehend geän-
dert, dass die Generalversammlung das ganze Jahr durchgeführt werden kann. In begründeten 
Fällen soll sie auch elektronisch bzw. hybrid durchgeführt werden können; für diese Fälle wur-
den die Abstimmungsmodalitäten geregelt. 
 
 
4.  Jahrestagung 2025 
 
Die Jahrestagung der ICJ-CH fand am 31. Oktober im Kultur- und Kongresshaus Aarau (KUK) 
statt. Sie wurde in Zusammenarbeit mit der Schweizerischen Gesellschaft für Aussenpolitik 
(SGA) durchgeführt und war dem Thema «Wahrnehmung und Bedeutung des Völkerrechts – 
Entwicklungen auf internationaler Ebene und in der Schweiz» gewidmet. Dieses wurde gewählt, 
weil sich das Völkerrecht insbesondere seit dem Zweiten Weltkrieg infolge der Schaffung von 
internationalen Menschenrechtsabkommen, der Internationalisierung der Wirtschaft, der Mobi-
litätszunahme und der Schaffung und Entwicklung der EG bzw. EU zwar an Bedeutung gewon-
nen hat, dass es aber heute vielerorts, auch in der Schweiz, eine differenzierte Wahrnehmung 
des Völkerrechts und eine Infragestellung insbesondere der internationalen Menschenrechte 
gibt. Die Einladungen wurden über den Kreis der Mitglieder hinaus breit gestreut. Es meldeten 
sich 65 Personen für die Tagung an. Das Bundesamt für Sozialversicherungen unterstützte die 
Tagung mit einem finanziellen Beitrag.  
 
Nach der Tagungseröffnung durch die Präsidentin, Susanne Leuzinger, begrüsste Rudolf Wyder, 
Dr. phil., Vizepräsident der SGA, die Teilnehmenden im Namen der mitorganisierenden SGA. 
Philip Grant, LL.M., Dr. Dr. h.c., Executive Director TRIAL International, Genf, hielt das Einlei-
tungsreferat «Revigorer le droit international - du droit proclamé au droit appliqué». Im ersten 
Tagungsteil «Wahrnehmung und Bedeutung des Völkerrechts heute in der Schweiz im Allge-
meinen» führte Daniel Moeckli, Professor Dr. iur., Lehrstuhl für öffentliches Recht mit interna-
tionaler und rechtsvergleichender Ausrichtung, Universität Zürich und Vorstandsmitglied ICJ-
CH, mit dem Referat «Die Schweiz und das Völkerrecht» in das Thema ein. Unter der Leitung 
von Christa Markwalder, ehemalige Nationalratspräsidentin und ehemalige Präsidentin der SGA, 
diskutierten nebst dem Referenten Fanny de Weck, Dr. iur., Rechtsanwältin, Lehrbeauftragte 
an der Universität Luzern und Gemeinderätin, Zürich, Karolina Frischkopf, MA mult., Direktorin 
HEKS/EPER, Zürich, und Roland Portmann, Dr. iur., stellvertretender Direktor der Direktion für 
Völkerrecht, Eidg. Departement für auswärtige Angelegenheiten, sowie anschliessend das Pub-
likum das Thema «Wahrnehmung und Bedeutung des Völkerrechts heute in der Schweiz». Der 
zweite Teil der Tagung war dem Thema «Völkerrecht und Föderalismus» gewidmet. Das Einlei-
tungsreferat «Le droit international et les cantons suisses : Dépasser deux récits dominants sur 
le droit international» hielt Evelyne Schmid, Prof. Dr. iur., professeure de droit international 
public et de droit international des droits humains, Université de Lausanne. Am anschliessenden 
Panel «Völkerrecht und Föderalismus» wirkten neben der Referentin Marina Carobbio Guscetti, 
Consigliera di Stato del Canton Ticino, ex Presidente des Consiglio nazionale ed ex Consigliera 
agli Stati, Laura Knöpfel, Dr. iur., Rechtsanwältin und Anthropologin, Leiterin Forschung und 
Beratung, Schweizerische Menschenrechtsinstitution (SMRI), sowie Andreas Stöckli, Prof. Dr. 
iur., Lehrstuhl für Staats- und Verwaltungsrecht und Mitglied der Direktion des Instituts für 
Föderalismus der Universität Freiburg mit. Im dritten Teil der Tagung wurde das Thema «Völ-
kerrecht und Sozialrechte» behandelt. Nach dem Einleitungsreferat «Sozialrechtliche Verpflich-
tungen des Völkerrechts zwischen Anspruch und Wirklichkeit» von Pascal Coullery, Dr. iur., 
Prof. FH, Dozent am Departement Soziale Arbeit der Berner Fachhochschule (BFH), Bern, dis-
kutierten Marisa Beier, Dr. iur. des., juristische Mitarbeiterin der Direktion der Justiz und des 
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Innern des Kantons Zürich und Vorstandsmitglied der NGO-Koordination post Beijing Schweiz, 
Stephan Cueni, lic. rel. int., Botschafter, Vizedirektor des Bundesamtes für Sozialversicherun-
gen, Leiter Geschäftsfeld Internationale Angelegenheiten, Eidg. Departement des Innern, und 
Florence Nater, form. mult. Travail social, économie et finances, Conseillère d’État, Cheffe du 
Département de l’économie et de la cohésion sociale du Canton de Neuchâtel, Vice-Présidente 
de la Conférence des gouvernements cantonaux, und anschliessend das Publikum die Thematik. 
Zum Abschluss kommentierte Claudia Kaufmann, Dr. iur. Dr. h.c. und Vorstandsmitglied ICJ-
CH, die Tagungsergebnisse. 
 
Die Präsentationen der Referate und die Synthese von Claudia Kaufmann sind auf der Website 
der ICJ-CH aufgeschaltet.  
 
 
5.  Vernehmlassung «Folter als eigener Straftatbestand im Schweizer 

Strafrecht»  
 
Die ICJ-CH beteiligte sich am 2. April am Vernehmlassungsverfahren zur parlamentarischen 
Initiative 20.504 Flach, weil die wirksame Bekämpfung der Straflosigkeit von schweren Men-
schenrechtsverletzungen für die Ziele der Vereinigung – Rechtsstaatlichkeit und Grundrechte 
der Einzelnen – zentral ist. Die Vereinigung begrüsste den Entwurf als wichtigen Beitrag zur 
wirksamen Bekämpfung von Folter, auch wenn sie ausserhalb der Schweiz begangen wurde, 
und zur Erleichterung der Rechtshilfe auf diesem Gebiet. Die erhöhte Sichtbarkeit der schwei-
zerischen Haltung gegenüber Folterunrecht erleichtert die internationale Kooperation und macht 
den Einsatz der Schweiz in ihrer Aussenpolitik glaubwürdiger. ICJ-CH sprach sich insbesondere 
aus Gründen des erhöhten Opferschutzes für den Einbezug von Privatpersonen in den Kreis der 
Täter aus (Variante 2), wobei die Zugehörigkeit der Täterschaft zu einer staatlichen oder para-
staatlichen Behörde oder die Wahrnehmung einer öffentlichen Aufgabe durch eine Privatperson 
strafschärfend berücksichtigt werden soll. Von einer abschliessenden Liste spezifischer Absich-
ten soll abgesehen werden, um die Kohärenz mit den bereits bestehenden Definitionen von 
Folter im Strafgesetzbuch zu wahren und den Anwendungsbereich nicht unnötig einzuschrän-
ken. Des Weiteren wurden die Unverjährbarkeit der Straftat, der Ausschluss der relativen Im-
munität und die Bundeszuständigkeit für im Ausland begangene Taten unterstützt. Vor der Be-
ratung in der Kommission für Rechtsfragen des Nationalrats unterzeichnete ICJ-CH die Medien-
mitteilung der in dieser Sache engagierten NGO-Arbeitsgruppe (neben ICJ-CH TRIAL Internati-
onal, Aktion der Christen für die Abschaffung der Folter ACAT, Amnesty International, Associa-
tion for the Prevention of Torture APT, Civitas maxima). Die nationalrätliche Kommission be-
schloss am 30./31. Oktober, ihre Arbeiten weiterzuführen, und zwar auf der Basis des Ein-
schlusses von Privatpersonen in den Kreis der Täter. 
 
Die Eingabe ist auf der Website der ICJ-CH aufgeschaltet.  
 
 
6.  Vernehmlassung «Ljubljana-Den Haag-Übereinkommen»  
 
Die ICJ-CH beteiligte sich des Weiteren am Vernehmlassungsverfahren zur Genehmigung und 
Umsetzung des von der Schweiz am 24. Februar 2024 unterzeichneten Übereinkommens von 
Ljubljana und Den Haag über die internationale Zusammenarbeit bei der Ermittlung und Straf-
verfolgung in Bezug auf das Verbrechen des Völkermords, auf Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit, Kriegsverbrechen und andere internationale Verbrechen. In der Eingabe vom 19. Mai 
begrüsste ICJ-CH das Übereinkommen, weil es die Verantwortung der Nationalstaaten in der 
zwischenstaatlichen Kooperation bei der Verfolgung schwerster internationaler Verbrechen und 
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den Opferschutz stärkt. Befürwortet wurde auch die materiellrechtliche Einführung des Aggres-
sionsverbrechens als viertes Völkerrechtsverbrechen in das Schweizerische Strafgesetzbuch mit 
der Schwelle einer «offenkundigen Verletzung der Charta der Vereinten Nationen» und der Be-
schränkung der Strafbarkeit auf Personen, die tatsächlich in der Lage sind, das politische oder 
militärische Handeln eines Staates zu kontrollieren oder zu lenken.  
 
Die Eingabe ist auf der Website der ICJ-CH aufgeschaltet.  
 
 
7.  Interne Vernetzung 
 
Den Mitgliedern wurden im Berichtsjahr vier Rundbriefe in deutscher, französischer und italie-
nischer Sprache zugestellt. In diesen wird über die Aktivitäten der ICJ-CH und Neuigkeiten von 
Organisationen, mit denen ICJ-CH verbunden ist, berichtet. Im Rundbrief vom März wurde über 
das weitere Verfahren im Fall des Urteils des EGMR i.S. KlimaSeniorinnen et al. gegen die 
Schweiz berichtet, nachdem ICJ-CH dem EGMR einen Amicus Curiae Brief eingereicht und den 
Bundesrat zur Umsetzung des Urteils aufgefordert hatte. Das Ministerkomitee überprüfte im 
März die Umsetzung des Urteils durch die Schweiz, nahm die seit Fällung des Urteils in der 
Schweiz getroffenen gesetzgeberischen und andern Massnahmen zur Minderung der Treibhaus-
gasemissionen zur Kenntnis und forderte von den schweizerischen Behörden weitere Informa-
tionen über die Massnahmen zur Umsetzung des Urteils. Marco Sassòli, Mitglied des Executive 
Committee ICJ und Vizepräsident ICJ-CH, informierte über die insbesondere infolge der massi-
ven Kürzung der finanziellen Beiträge durch die USA schwierige Finanzlage der ICJ (s. Ziff. 8). 
Hingewiesen wurde auf die erste Jahrestagung der Schweizerischen Menschenrechtsinstitution 
(SMRI) am 20. Juni (s. Ziff. 10.a) und die Veranstaltung der NGO-Plattform Menschenrechte 
Schweiz zur Schaffung eines Antidiskriminierungsgesetzes vom 16. Juni (s. Ziff. 10.b). Der 
Rundbrief vom Juni enthielt neben dem Save-the-date für die Jahrestagung und die General-
versammlung vom 31. Oktober in Aarau die Vernehmlassungseingaben der ICJ-CH zur Schaf-
fung eines eigenen Straftatbestandes Folter im Schweizer Strafrecht und zum Übereinkommen 
von Ljubljana und Den Haag über die internationale Zusammenarbeit bei der Ermittlung und 
Strafverfolgung in Bezug auf das Verbrechen des Völkermords, auf Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit, Kriegsverbrechen und andere internationale Verbrechen (s. Ziff.  5 und 6). Die 
Mitglieder wurden eingeladen, allfällige Kontakte zu Organisationen, Stiftungen und Anwalts-
kanzleien zu vermitteln, die für eine finanzielle Unterstützung der ICJ bereit sein könnten. Hin-
gewiesen wurde auch auf eine Veranstaltung des Alternative Law Forum in Bangalore/Indien, 
mit dem ICJ zusammenarbeitet, an der Universität Zürich zum Thema «Democracy, Equality 
and Caste in India – Breaking out of fixed destinies through law». Erwähnung fanden auch die 
Beispiele von kantonalrechtlichen Menschenrechtsbestimmungen, die die SMRI zusammenge-
tragen hat («Kantone als Labore für Menschenrechte»). Im Rundbrief vom September wurde 
im Fall KlimaSeniorinnen auf die zusätzlichen Angaben des Bundesrates an das Ministerkomitee 
vom Juni und die erneute Überprüfung durch das Ministerkomitee vom September und die für 
2026 geplante erneute Überprüfung der noch offenen Punkte hingewiesen. Bezüglich der Auf-
nahme eines Foltertatbestandes in das StGB fand die Behandlung des Geschäfts durch die 
Rechtskommission des Nationalrats Erwähnung (s. Ziff. 5). Hingewiesen wurde schliesslich auf 
einen Beitrag des Direktors des Schweizerischen Sozialarchivs, Christian Koller, zum 100. Jah-
restag der Konferenz von Locarno im Kontext anderer Friedenskonferenzen, die in den letzten 
300 Jahren an verschiedenen Orten in der Schweiz stattfanden. Im Rundbrief vom November 
wurden die ausführliche Synthese der Jahrestagung 2025 von Claudia Kaufmann veröffentlicht 
(s. Ziff. 4) und die Ergebnisse der Generalversammlung kurz zusammengefasst (s. Ziff. 3). 
Hingewiesen wurde auf die Medienmitteilung und -dokumentation der NGO-Arbeitsgruppe zur 
Aufnahme eines Foltertatbestandes in das StGB, an der sich ICJ-CH beteiligt, sowie auf den 
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Stand der Arbeit der Rechtskommission des Nationalrates (s. Ziff. 5). Schliesslich wurden die 
Mitglieder auf die Daten der Jahrestagung 2026 der SMRI, der Veranstaltung «Swiss Model 
United Nations» der Gesellschaft Schweiz-UNO und des Webinars «Access to Information on 
Foreign Law» - «Accès à l’information sur le droit étranger» des Europarats aufmerksam ge-
macht. Die Rundbriefe enthalten jeweils auch Hinweise auf die neuen Podcasts von human-
rights.ch in der Reihe «Artikel 7 – Wir reden über Menschenrechte in der Schweiz» (s. Ziff. 10). 
 
  
8.  Internationale Juristenkommission (ICJ) 
 
Marco Sassòli, Vizepräsident der ICJ-CH und Mitglied des Exekutivkomitees der (internationa-
len) ICJ, stellt die Verbindung der ICJ-CH zur ICJ sicher.  
 
Von Anfang an war das Jahr 2025 für die ICJ geprägt vom Spannungsverhältnis zwischen zu-
nehmenden, seit Jahrzehnten nicht gesehenen Herausforderungen für die Rechtsstaatlichkeit 
und dem Schrumpfen der Mittel, die ihr zur Verfügung stehen, um diese Tendenzen zu bekämp-
fen – und die Menschenrechte sogar weiterzuentwickeln. Für beide Herausforderungen ist die 
disruptive Politik der Trump-Administration ein zentrales Symbol. Aber leider folgen viele an-
dere Staaten – oder sie gingen der Trump-Administration sogar voraus - und ein Teil der öf-
fentlichen Meinung.  
 
Die wachsende Bedrohung der Menschenrechte durch die Trump-Administration und eine stei-
gende Anzahl autoritärer Regimes braucht hier nicht weiter erläutert werden. Sie besteht nicht 
bloss aus Menschenrechtsverletzungen, sondern auch aus offener Ablehnung der Grundsätze 
der Rechtsstaatlichkeit.  
 
Eine nähere Erläuterung gebührt hingegen der Abnahme der für diesen Kampf für die Rechts-
staatlichkeit zur Verfügung stehenden Mittel. So haben die brutalen Streichungen von Mitteln 
für Menschenrechts- und Entwicklungsarbeit der Trump-Administration, aber auch die Redukti-
onen durch alle anderen staatlichen Geldgeber zugunsten von Verteidigungsausgaben die ICJ 
gezwungen, ihre Arbeit zu rationalisieren, aber in vieler Hinsicht auch zu reduzieren und etwa 
ein Viertel ihres weltweiten Personals zu entlassen. Auch die wenigen Mittel, welche die Schweiz 
auf Bundesebene beiträgt, wurden reduziert, während Stadt und Kanton Genf ihre Beiträge 
beibehalten haben und die Aussicht besteht, dass ein von den beiden und der Wilsdorf-Stiftung 
finanzierter Fonds zusätzliche Mittel für Anpassungen an die neuen Gegebenheiten und Syner-
gien mit anderen Menschenrechts-NGOs zur Verfügung stellen wird. Der Fonds kann und will 
aber nicht die von Anderen gestrichenen Mittel für Projekte und das Funktionieren der Zentrale 
ersetzen. Private Spenden haben zwar erheblich zugenommen, bleiben aber zusammengenom-
men gering. Manche neuen Donatoren konnten gewonnen werden, aber auch sie können die 
ausgebliebenen staatlichen Beiträge nicht ersetzen. Der Anlass zur Hoffnung, der von einigen 
neuen Finanzierungsquellen ausgeht, könnte sogar den Willen abbremsen, die radikalen Verän-
derungen vorzunehmen, die eine auf Jahre hinaus grundsätzlich geänderte Finanzierungssitua-
tion verlangen würde. So hat sich die ICJ entschlossen, in ihrem strategischen Plan für 2026-
2030 ihre sehr breiten Ziele beizubehalten und sich (noch) nicht auf einen Kernauftrag, die 
Unabhängigkeit und Wirksamkeit der Justiz zu fördern, zu konzentrieren. Eine solche Konzent-
ration könnte nötig sein, würde aber viele wichtige und liebgewordene Projekte zu Menschen-
rechten und Klimaschutz, Gender, Kampf gegen Straflosigkeit oder neue Menschenrechtsstan-
dards, die zum Teil auch finanziert sind, beenden. Angesichts der finanziellen Schwierigkeiten 
fanden im Exekutivkomitee und in einer schon zuvor gebildeten Arbeitsgruppe, der auch die 
Schweizer Kommissarin Patricia Schulz angehört, Diskussionen über die mögliche Notwendig-
keit von Strukturänderungen und die strategische Ausrichtung statt. Die Arbeitsgruppe war der 
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Ansicht, nicht beauftragt worden zu sein, sich zu den Finanz- und Strukturmodellen zu äussern, 
die der Generalsekretär dem Exekutivkomitee und der Arbeitsgruppe vorgelegt hatte, sodass 
sich diese nicht dazu äusserte. Eines davon sah vor, von der derzeitigen Struktur mit geografi-
schen Regionen zu einer Struktur nach grossen Themenbereichen überzugehen (z. B. Stärkung 
internationaler Standards und Strukturen; Stärkung der Umsetzung auf nationaler Ebene; Un-
abhängigkeit und Effizienz der Justiz). Die Diskussionen mit den Mitarbeitenden führten dann 
dazu, dass diese Modelle vorerst aufgegeben wurden. Die Diskussion über die Strukturen und 
andere Themen muss 2026 in der Arbeitsgruppe und im Exekutivkomitee fortgesetzt werden.  
 
Trotz der morosen Umgebung, welche das ganze internationale Genf und alle Menschenrechts-
institutionen und -organisationen betrifft, konnte die ICJ ihre Arbeit auf vielen Gebieten und in 
vielen Ländern fortsetzen und sogar einige neue Projekte beginnen. Sie setzte sich weiterhin in 
Genf für die Weiterentwicklung der Menschenrechte ein (z.B. zum Schutz der Menschenrechte 
im digitalen Raum) und in ausgewählten Ländern dafür, dass Staaten ihren Verpflichtungen 
nachkommen (z.B. mit Eingaben an UNO-Mechanismen zur Verschlechterung der Lage in Ägyp-
ten, Tunesien und Libyen). Dazu gehörten auch ihr traditioneller Einsatz für die Unabhängigkeit 
von Richtern und Richterinnen sowie Anwältinnen und Anwälten (z.B. in Venezuela und Guate-
mala), strategische Prozessführung, Einsatz für die Rechenschaftspflicht von Staaten und nicht-
staatlichen Akteuren (z.B. mit einem neuen Abkommen gegen Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit), sowie für den Schutz der Rechte marginalisierter Gemeinschaften (z.B. in Afrika ein 
regionales Treffen und ein Vorschlag einer Erklärung zugunsten der Rechte von Behinderten). 
Detaillierte Ergebnisse ihrer Arbeit finden sich unter: https://www.icj.org/impact/ 
 
Die ICJ geniesst auch weiterhin ein hohes internationales Ansehen. Sie machte in internationa-
len Gremien immer wieder deutlich, dass die Aushöhlung der richterlichen Unabhängigkeit und 
die Politisierung von Mechanismen der Rechenschaftspflicht die Legitimität des multilateralen 
Systems selbst gefährden. Sie ist zu einer regelmässigen Gesprächspartnerin in globalen Dis-
kussionen über die Zukunft der Menschenrechtsarchitektur der Vereinten Nationen geworden. 
Wir wurden zum Retreat des Menschenrechtsrats in Weggis und zu einem hochrangigen Treffen 
in New York eingeladen, bei dem es um die Herausforderungen des Rates und die Notwendigkeit 
ging, den Menschenrechten im Rahmen der Reform- und Haushaltsprozesse der Vereinten Na-
tionen Vorrang einzuräumen. In beiden Fällen wurden nur drei NGOs zur Teilnahme eingeladen. 
Der Präsident des Menschenrechtsrats bespricht sich auch regelmässig mit unserem General-
sekretär. Diese Einladungen spiegeln die fortdauernde Anerkennung der Fachkompetenz und 
Unabhängigkeit der ICJ sowie unseren kontinuierlichen Beitrag dazu wider, dass Menschen-
rechte und Rechtsstaatlichkeit trotz gegenteiliger Bestrebungen sowohl Chinas wie der USA 
weiterhin im Mittelpunkt multilateraler Entscheidungsprozesse stehen. 
 
Einzelheiten über diese und weitere Tätigkeiten der internationalen ICJ sowie deren Berichte zu 
akuten Menschenrechtsherausforderungen auf nationaler Ebene finden sich auf deren Website 
https://www.icj.org/. 
 
 
9.  Zusammenarbeit mit der ICJ und anderen Sektionen der ICJ 
 

a) ICJ 
 
Die ICJ unterzeichnete im Juli einen Aufruf verschiedener NGOs an das Ministerkomitee des 
Europarats, die Durchsetzung des Urteils des EGMR i.S. KlimaSeniorinnen c. Schweiz weiterzu-
verfolgen und die Behauptung der Schweiz nicht zu akzeptieren, sie habe ihre Verpflichtungen 
i.S. Klimaschutz mit den von ihr getroffenen Massnahmen schon erfüllt. Die ICJ-CH hat be-
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schlossen, sich diesem Aufruf nicht anzuschliessen, weil naturwissenschaftliche Fragen im Vor-
dergrund stehen, zu denen sie über keine besondere Expertise verfügt, und nicht Fragen der 
Rechtsstaatlichkeit. Sie wird aber die Umsetzung des Urteils i.S. Verbandsbeschwerderecht der 
NGOs weiterverfolgen. 
 
Am 8. Oktober fand ein virtuelles Treffen der europäischen Sektionen der ICJ teil. An der Sitzung 
nahmen die ICJ-CH-Vorstandsmitglieder Marco Sassòli (als Vertreter des Executive Committee 
der ICJ) und Odile Ammann (als Vertreterin von ICJ-CH) teil. Sowohl das ICJ-Sekretariat als 
auch die Vertretungen der anwesenden nationalen Sektionen stellten ihre aktuellen Projekte 
und Prioritäten vor. Dabei zeigte sich, dass thematische Überschneidungen bestehen; so be-
schäftigen sich mehrere Sektionen mit Kinderrechten oder Migrationsrecht. Ausserdem wurde 
über mögliche Kooperationen, Synergien und Finanzierungsquellen diskutiert. 
 

b) ICJ-D 
 
Die Jahrestagung der Deutschen Sektion der Internationalen Juristen-Kommission e.V. fand 
vom 17. – 19. Oktober in der Universität Mainz statt und war dem Thema «Migration» gewid-
met. Für die ICJ-CH nahm Präsidentin Susanne Leuzinger teil.  
 
 c) ICJ-A 
 
Die Österreichische Juristenkommission behandelte an ihrer Frühjahrstagung am 15./16. Mai in 
Linz das Thema «Die Zukunft der Demokratie». Aus terminlichen Gründen konnte kein Mitglied 
der ICJ-CH teilnehmen. Der Präsident der österreichischen Sektion, Armin Bammer, nahm an 
der Jahrestagung der ICJ-CH in Aarau teil. 
 
 
10.  Weitere Aktivitäten und Vernetzung 
 

a) Schweizerische Menschenrechtsinstitution (SMRI) 
 
Die SMRI führte ihre Mitgliederversammlung 2025 am 20. Juni in Olten durch. Nach der Be-
handlung der statutarischen Themen fand eine erste öffentliche Jahrestagung zu «Die Rolle der 
SMRI für einen starken Menschenrechtsschutz» mit rund 125 Teilnehmenden statt. In vier 
Workshops wurden die Schwerpunktthemen der SMRI vertieft: Demokratie und Menschen-
rechte, Föderalismus und Menschenrechte, Externalisierung von Verantwortung für Menschen-
rechte sowie Mehrfachdiskriminierung. Für die ICJ-CH nahm Claudia Kaufmann an beiden Ver-
anstaltungen teil.  

 
b) NGO-Plattform Menschenrechte 

 
Die Plattform führte am 16. Juni in Bern die Kickoff-Sitzung zu einem künftigen Rahmengesetz 
zur Bekämpfung von Diskriminierung (Antidiskriminierungsgesetz, ADG) durch. Grundlage bie-
tet ein entsprechender erster Gesetzesentwurf. Am 12. Dezember fand eine Folgesitzung online 
statt. Das Projekt wird künftig von humanrights.ch (Marianne Aeberhard) geleitet werden. Als 
nächster Schritt ist vorgesehen, drei Untergruppen zu den Themen «Gesetz», «Kampagne» und 
«Strategie & Politik» einzusetzen. ICJ-CH wurde an beiden Treffen durch Claudia Kaufmann 
vertreten.  
 

c) Gesellschaft Schweiz-UNO (GSUN) 
 

Die Präsidentin nahm am 23. Oktober am von der GSUN organisierten Tag der UNO in Bern teil. 
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Die Tagung mit dem Präsidenten des UNO-Menschenrechtsrats, Jürg Lauber, als Keynote-Spea-
ker war der Verabschiedung der UNO-Charta vor 80 Jahren, der seitherigen Entwicklung und 
den zukünftigen Herausforderungen gewidmet. 
 
In den Rundbriefen wird jeweils auf Aktivitäten der Organisationen, denen ICJ-CH angehört 
(SMRI, NGO-Plattform Menschenrechte, humanrights.ch, GSUN, Schweizerisches Sozialarchiv), 
hingewiesen (s. Ziff. 7). 
 
 
11. Sekretariat und Revisionsstelle 
 
Das Sekretariat wird von Rosa Knöpfel von der KnoeAG, Herisau, geführt.  
Für die Protokollierung der Vorstandssitzungen und der Generalversammlung konnte der Vor-
stand auf Alma Lischer, MLaw, Assistentin an der Universität Bern, zählen.  
Die Website www.icj-ch.org wurde mit Unterstützung eines externen Webmasters (update AG, 
Zürich) von Rosa Knöpfel betreut.  
Der Einsatz dieser Personen stellt das gute Funktionieren des Vereins sicher, wofür ihnen bes-
tens gedankt sei.  
Als Revisionsstelle amtete zehnder Revisions AG, Lenzburg. 
 
 
12. Mitgliederbewegungen  
 
Im Jahre 2025 traten der Vereinigung 14 Mitglieder bei, 3 Mitglieder traten aus und zwei Mit-
glieder verstarben. Insgesamt erhöhte sich der Mitgliederbestand von 154 (unter Berücksichti-
gung eines 2023 übersehenen Austritts) auf 163 Personen. 
 
 
Zusammensetzung des Vorstandes 
 
Susanne Leuzinger, Dr. iur., alt Bundesrichterin, Zürich, Präsidentin 
Marco Sassòli, Prof. Dr. iur. em., Genève, Vice-président 
Odile Ammann, Prof. Dr. iur., LL.M., Lausanne 
Florence Aubry Girardin, Dr. iur., Dr. h.c., juge fédérale, Lausanne  
Stephan Bernard, Dr. iur., LL.M., Rechtsanwalt, Zürich 
Stephan Breitenmoser, Prof. Dr. iur. em., Basel, alt Bundesverwaltungsrichter, St. Gallen 
Nadja Capus, Prof. Dr. iur., Neuchâtel 
Federica De Rossa, Prof. Dr. iur., giudice federale, Lausanne (bis 31. Oktober) 
Patricia Egli, Prof. Dr. iur., LL.M., St. Gallen 
Sonia Giamboni, Lic. iur., avvocata, Giudice del Tribunale d'appello del Cantone Ticino (seit 
31. Oktober) 
Claudia Kaufmann, Dr. iur. Dr. h.c., Zürich 
Eliane Menghetti, Dr. iur., Rechtsanwältin, Zürich 
Pascal Mahon, Prof. Dr. iur. em., Neuchâtel 
Daniel Möckli, Prof. Dr. iur., Zürich 
Rainer J. Schweizer, Prof. Dr. iur. em., Advokat, St. Gallen 
Christoph A. Spenlé, Dr. iur., Advokat, LL.M., Basel 
Judith Wyttenbach, Prof. Dr. iur., Fürsprecherin, Bern 
 
Sekretariat 

Schweiz. Sektion der Internationalen Juristenkommission ICJ-CH 
c/o KnoeAG, Wiesen 2488, 9100 Herisau 


